
lt)ßFür das Nachschlagewerk! 
Für die Fachpresse!
Für die amtliche Sammlung!

Ja
Ja
Kein

Gesetz: BGB §§ 196, 201, 202, 209, 242 Verwirkung;
ZFO §§ 253, 496, 561 Abs« 1

Leitsätze:
1. Für die Frage, ob eine Klage "demnächst" im Sinne des 
§ 496 Abs. 5 ZPO zugestcllt wurde, muß die Ergänzung einer 
ursprünglich unvollständigen bzw. fehlerhaften (und deshalb 
nicht zustcllbaren) Klageschrift der Einreichung einer.neuen 
Klageschrift gleichgestellt werden.
2. Wird von den Monatsgehältern eines längeren Zeitrauns 
ein Teilbetrag eingeklagt, so muß die Klagesummc wegen des 
Erfordernisses der bestimmten Angabe des Klagegegenstandes 
(§ 253 Abs. 2 Ziff. 2 ZPO) auf bestimmte Monate aufgeteilt 
werden (Bestätigung von BAG 8, 333 [557 f.] = AP Kr. 3 zu 
§ 255 ZPO).
3. Ohne Klärung der zwischen den Parteien bestehenden Rechts- 
bcziohungen läßt sich nicht entscheiden, ob ein Klagcanspruch 
verwirkt ist, da nicht hinreichend erwogen worden kann, ob
die Erfüllung des Anspruchs dem Schuldner unter Berücksichti­
gung aller Umstände noch zuzumuten ist (vgl. AP Nr. 17 zu 
§ 242 BGB Verwirkung).

Aktenzeichen: 5 AZR 42/64
Urteil des BAG vom 4. September 1964 LAG Frankfurt/Main
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3a 294-/63 Im Namen des Volkes!

I u9

■/crkündct
an 4, September 1964
gcs. Kistner, 
Eingestellte 
als Urkundsbeamter 
icr Gcschäftsstollo

Urteil

In Sachen

hat dor Fünfte Senat des Bundesarbeitsgerichts auf Grund der 
mündlichen Verhandlung vom 4, September 1964 durch den Senats­
präsidenten Professor Dr. Dr« Boldt, die Bundesrichtor Dr. 
Auffarth und Wichmann sowie die Bundesarbeitsrichter Dr« Dr« 
Schneider und Döring für Hecht erkannt:

Die Revision der Klägerin gegen das Urteil des Landes­
arbeitsgerichts Frankfurt am Iiain vom 23« Oktober 1963 
- 3 Sa 294/63 - wird zurückgewieson, soweit das Landes­
arbeitsgericht die Berufung der Klägerin wegen eines Be­
trages von 2«640,—  DH nebst 4 % ZitBon seit dem 30« 
September I960 zurückgewiesen hat«
Im übrigen wird das Urteil des Landesarbeitsgorichts 
einschließlich der Kostcncntschcidung aufgehoben.
Insoweit wird die Sache zur anderweiten Verhandlung 
und Entscheidung, auch über die Kosten der Revision, 
an das Landcsai'bcitsgoricht zurückverwiesen.

-  2 -

V o n R e c h t s w e g e n i
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Tntbpstand_g

Der Ehemann der Klägerin und die Kaufleutc K und
T waren Gesellschafter der Beklagten zu je 1/3 und
deren Geschäftsführer. Der Sitz der Beklagten befindet sich 
in Frankfurt am Main-, eine Zweigniederlassung befand sich in 
Fulda, Durch notariellen Vertrag vom 30» November 1959 
wurden die Geschäfte der Beklagten in Frankfurt am Main und 
Fulda mit Wirkung ab 1» September 1959 zwischen den Gesell­
schaftern derart aufgetoilt, daß der Ehemann der Klägerin 
das Geschäft in Frankfurt am Main, Z , allein übernahm
und führte, ’während das Geschäft in Fulda von den beiden 
anderen Gesellschaftern übernommen wurde. Ebenfalls am 30» No­
vember 1959 wurde der Ehemann der Klägerin auf dessen Bitte 
hin auf einer Gesellschafter-Versammlung als Geschäftsführer 
abberuf eil.

Die Klägerin hat behauptet, sie sei durch ihren Ehemann 
von der Beklagten eingestellt worden und habe in der Zeit 
von 1c September 1959 bis 50» September I960 als Ladnerin 
und Leiterin der Reinigung des Frankfurter Geschäfts gear­
beitet; cs sei ein Gehalt von monatlich 660,—  Dn vereinbart 
worden, eine Zahlung sei jedoch nie erfolgt.

Am 31» Dezember 1961 hat die Klägerin beim Arbeitsge­
richt Klage auf Zahlung dos rückständigen Gehalts eingcrcicht»

Als Beklagte hat die Klägerin bezeichnet:
"Firma "H "-E -R und W GmbH ,
Frankfurt/Main , z.Hd. der Geschäftsführer H K und J T , Frankfurt/Hainr- n

Die Klage konnte von der Post nicht zugestcllt werden,
der Briefumschlag erhielt folgenden Postvermerk:

"Geschäftsraum geschlossen, Niederlegung dort unzu­
lässig" o
Der Klägerin wurde am 5» Januar 1962 von der Nicht­

zustellung und dem Postvermerk durch das Arbeitsgericht
Kenntnis gegeben; 
vatanschrift der

es wurde gleichzeitig angeregt, die Pri- 
G-oschäftsführor der Beklagten anzugeben»

T . ' k  4-1 iX L/
Agonen

am 31» Dezember 1962 beim Arbeitsgericht 
Schriftsatz teilte die Klägerin mit:

Ginge-
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"Die Anschrift der Geschäftsführer ist T ,J , Frankfurt, 0 , unter dieser An­
schrift kann zugcstcllt worden."
Daraufhin wurde die Klage den Geschäftsführer T 
am 4. Januar 1963 zugcstcllt.
Die Klägerin hat in beiden Vorinstanzen beantragt, 

die Beklagte zur Zahlung von 7»920,—  DH nebst 4 % Zinsen 
seit dem 30. September I960 zu verurteilen.

Zu ihrem Klagabweisungsantrag hat die Beklagte gel­
tend gemacht: Zwischen ihr und der Klägerin habe nie ein 
Arbeitsverhältnis bestandene Etwaige Ansprüche seien ver­
jährt und verwirkt.

Arbeitsgericht und Landesarbeitsgericht haben die 
Klage abgewiesen. Das Landcsarboitsgoricht hat angenommen, 
daß etwaige Ansprüche der Klägerin verjährt seien; da die 
am 31» Dezember 1961 oingcrcichtc Klageschrift erst am 4. 
Januar 1965 zugcstcllt worden sei, was allein die Klägerin 
zu vertreten habe, könne nicht angenommen werden, daß die 
Zustellung demnächst im Sinne des § 261 b ZPO erfolgt sei. 
Das Landesarbcitsgericht hat etwaige Gehaltsansprüchc der 
Klägerin auch als verwirkt angesehen.

Mit der Revision verfolgt die Klägerin den Klaganspruch 
weiter.

Entseheidun^sgnü nde_g
I. Der von der Klägox-in geforderte Betrag von 7 »920,—  DM 
stellt nur einen Teilbetrag der Gehaltsansprüchc dar, die 
die Klägerin gegen die Beklagte zu haben behauptet; er ent­
spricht dem Gehalt für 12 Monate, während die Klä.gcrin be­
hauptet, für die Beklagte 15 Monate tätig gewesen zu sein.
Da die Klägerin in den Vorinstanzen nicht angegeben hat, 
für welchen Zeitraum sic den Klagebetrag geltend macht, 
war ihre Klage unzulässig. Denn es fehlte an der nach § 253 
Abs. 2 ITr. 2 ZPO zwingend vorgeschriebenen bestimmten Anga­
be des Gegenstandes des Anspruchs. Auch aus den ergangenen 
Urteilen ist nicht mit der erforderlichen Bestimmtheit zu 
entnehmen, worauf sich die Entscheidung erstreckt. Im Hinblick
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auf die Rechtskraftentwicklung ist jedoch cine genaue Bestimmung 
des Anspruchs erforderlich.

In der Revisionsverhandlung hat die Klägerin nunmehr 
den geltend gemachten Anspruch Bestimmt, indem sie erklärt 
hat, daß mit der Klage das Gehalt für die Zeit vom 1. Sep- 
teilbar 1959 bis zum 31» August I960 gefordert wird. Damit 
ist dem Erfordernis der bestimmten Angabe des Klagegegenstan­
des Genüge getan. Die Aufteilung durfte auch noch im Revisions­
verfahren vorgenommen werden (vgl. BAG 8, 335 [337 f<] = AP 
Kr. 3 zu § 253 ZPO).
II. Das Landcsarboitsgcricht hat zu Recht eventuelle Ge­
halt sansprüchc der Klägerin für das Jahr 1959 als verjährt 
angesehen. Da sich die Beklagte auf die Verjährung berufen 
hat, war die Revision der Klägerin wegen eines Betrages von 
2.640,—  DH surückzuwoiscn»

Die Verjährung trat am 31° Dezember 1961 ein (§ 196 
Abs. 1 Nr. 8 BGB, § 201 EGB). Das Landesarbeitsgericht 
ist richtig davon ausgegangon, daß das Gehalt der Klägerin 
an Schluß eines jeden Monats fällig war. Das entspricht dem 
§ 64 HGB. Die Behauptung, die Gehaltszahlung sei der Beklag­
ten gestundet gewesen, hat die Klägerin in den Tatsachenin- 
stanzen nicht aufgcstcllt; deshalb hatte das Landcsarbcits- 
gcricht keine Veranlassung, sich mit der Präge der Hemmung 
der Verjährung gemäß § 202 BGB zu befassen. In der Revisions­
instanz kann dieses neue Vorbringen nicht berücksichtigt 'wer­
den (§ 561 Abs. 1 ZPO).

Die Verjährung wurde auch nicht durch die Einreichung 
der Klage am 31° Dezember 1961 gemäß § 209 Abs. 1 BGB un- 
terbrochen, da die Klage erst am 4. Januar 1963 und somit 
nicht "demnächst" im Sinne des § 496 Abs. 3 ZPO zugcstcllt
wurde.

Gemäß § 46 Abs. 2 ArbGG, § 496 Abs. 3 ZPO wird die 
Verjährung mit der Einreichung der Klage nur dann unter­
brochen, wenn die Zustellung demnächst erfolgt 1 Die Klage 
wurde aber erst ein Jahr später zugcstellt0 Ein solcher 
Zeitraum steht der Annahme entgegen, es wäre eine dem- 
nächstigo Zustellung erfolgt.
- 5 -
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Dafür, daß die Beklagte die rechtzeitige Zustellung 
gegen Treu und Glauben verhindert hätte, sind keine Anhalts­
punkte gegeben., Es ist Sache der Partei, den Zustcllungs- 
adressaton zu ermitteln. Die Klägerin hat nicht dargetan, 
daß es ihr auf Grund des Verhaltens der Beklagten nicht 
früher möglich gewesen sei, die Zustellung an die Beklagte 
zu veranlassen. Es kann dahingestellt bleiben, ob der 
Beklagten in Bezug auf die handelsgcrichtlichen Eintragungen 
irgendwelche Unterlassungen vorzuwerfen sind. Die Klägerin 
hat selbst nicht behauptet, daß es ihr etwa nicht möglich 
gewesen wäre, z.B. durch eine Anfrage beim Einwohnermelde­
amt die Anschrift des Geschäftsführers T zu ermit­
teln.
III. Nicht kann jedoch der Annahme des Landesarbeitsge­
richts gefolgt worden, daß auch etwaige Gehaltsansprüche 
für das Jahr 1962 verjährt wären.

Die Verjährung dieser Ansprüche, die am 31» Dezember 
1962 eingotroten wäre, wurde durch die am 31» Dezember 1961 
eingcrcichtc und am 4. Januar 1963 zugestellte Klage gemäß 
§ 46 Abs. 2 ArbGG, § 496 Abs. 3 ZPO unterbrochen. Zwar 
liegt zwischen der Einreichung der ursprünglichen Klage­
schrift und der Zustellung der durch die Angabe der An­
schrift des Geschäftsführers f ergänztenKlago-
schrift ein Zeitraum von über einem Jahr. Die Klägerin 
hätte aber jederzeit die Möglichkeit gehabt, die bereits 
am 31» Dezember 1961 eingcrcichtc Klage zurückzunchmen und 
bis zum 31» Dezember 1962 eine neue Klage einzureichen.
Wenn sic den einfachei'on Weg ging und lediglich inner­
halb der Verjährungsfrist in der von ihr am 31» Dezember
1961 eingcroichten-Klageschrift die Anschrift des Geschäfts­
führers der Beklagten berichtigte, so kann sie nicht 
schlechter gestellt werden, als wenn sie am 31» Dezember
1962 eine neue Klage eingereicht hätte; denn nach der 
gesetzlichen Regelung kann es keinem Gläubiger verwehrt 
werden, erst am letzten Tag, mit dessen Ablauf die Ver­
jährung eintritt, die Klage einzureichen und sich bei dem- 
nächstigcr Zustellung darauf zu berufen, daß die Verjährung 
bereits mit Einreichung der Klage gemäß § 496 Abs. 3 ZPO

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 6 -

•unterbrochen wurde. Die Ergänzung der ursprünglich unvoll­
ständigen bzw, fehlerhaften Klageschrift durch Angabe der 
richtigen Anschrift des einen Geschäftsführers der Beklagten 
steht, soweit es sich um die Vorschrift des § 486 Abs» 3 ZFO 
handelt, einer neuen Klageeinreichung gleich. Die entgegen- 
stchendc Ansicht des Landcsarbcitsgorichts ist formalistisch 
und widerspricht Sinn und Zweck des § 486 Abs, 3 ZPO, der 
allein darin besteht, den die Zustellung Betreibenden vor 
den Folgen einer etwaigen Verzögerung zu schützen, auf die 
er keinen Einfluß hat. Die Vorschrift will nicht die Rechte 
des Gläubigers beschränken (vgl. BGH in LH Nr. 2 zu § 261 b 
ZPO; OLG Dresden, KHR 1837 Fr. 12?; Wicczorok, ZPO, Anm. C 
III a 3 zu § 261 b).

Ist somit davon auszugehen, daß als Zeitpunkt der Ein­
reichung der ordnungsmäßigen Klage der 51» Dezember 1862 
anzuschcn ist, so stellt sich die am 4. Januar 1863 erfolgte 
Zustellung als dennächstigo im Sinne von § 486 Abs. 3 ZPO 
dar.
IV. Ob die Klägerin für das Jahr I860 Gehaltsansprüchc ge­
gen die Beklagte hat, kann der Senat mangels Tatsachenfest- 
stollungcn nicht entscheiden. Das Urteil des Landesarbeits­
gericht s war daher, soweit es sich um die Ansprüche für das 
Jahr I860 handelt, aufzuheben und die Sache zur ander-weiten 
Verhandlung und Entscheidung an das Landesarbeitsgericht zu- 
rückzuverwoisen.

Bas Landesarbeitsgericht muß sodann auch erneut prüfen, 
ob etwaige Ansprüche für das Jahr i860 verwirkt sind. Auch 
diese Frage kann der Senat noch nicht entscheiden. Denn ob 
dem Schuldner unter Berücksichtigung aller Umstände die Er­
füllung des Anspruchs noch zuzumuten ist, kann erst nach Klä­
rung der zwischen den Parteien bestehenden Rechtsbcziehungcn 
hinreichend erwogen werden (vgl. AP Nr. 17 zu § 242 BGB Ver­
wirkung) .

gez, Dr. Boldt Dr. Auffarth V/ichmann
Dr. Schneider Döring
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